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Aktuelle Trends 
Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner zu Marktpreisen  
in Euro im Jahr 2000 
 
Datengrundlage: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, Arbeitskreis „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder“, 2002. 
Quelle:  Darstellung des IWH. 
 
Für einen Vergleich der wirtschaftlichen Leistungskraft von Regionen wird vielfach das Brutto-
inlandsprodukt pro Einwohner verwendet. Dieser Indikator wird auch als „Pro-Kopf-Einkommen“ 
bezeichnet. Die Karte basiert auf den vor kurzem veröffentlichten Daten über das regionale Pro-
Kopf-Einkommen zu Marktpreisen im Jahr 2000. Es lag zwischen 10 700 Euro im Mittleren Erz-
gebirgskreis und 72 600 Euro im Landkreis München. 
Nur fünf ostdeutsche Städte (Zwickau, Neubrandenburg, Schwerin, Erfurt und Potsdam) lagen 
über dem westdeutschen Durchschnitt, dennoch fielen sie nicht in die Gruppe der 50 leistungs-
stärksten Regionen, zu denen fast nur kreisfreie Städte in Westdeutschland gehörten. 
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Konjunktur aktuell: Aufschwung in Deutschland vertagt 
Nach Veröffentlichung der neuesten Quartalsdaten 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen hat 
das IWH seine Konjunkturprognose auf den Prüf-
stand gestellt und korrigiert. Außerdem wurden die 
Folgen der Hochwasserkatastrophe auf die ge-
samtwirtschaftliche Aktivität abgeschätzt. Wäh-
rend die Flut in Deutschland insgesamt im Großen 
und Ganzen konjunkturneutral wirken dürfte, lässt 
sie die für dieses Jahr bis dahin vorhandenen 
schwachen Wachstumsaussichten im Ostteil gänz-
lich schwinden. Bestenfalls kommt es hier zur 
Stagnation des Bruttoinlandsprodukts. Im nächsten 
Jahr dagegen wird der öffentliche und private 
Mitteleinsatz zur Behebung der Flutschäden die 
Produktion in Ostdeutschland stimulieren.   
 
Die gesamtwirtschaftliche Aktivität in Deutschland 
hat in der ersten Jahreshälfte nur geringfügig zuge-
nommen. Das Bruttoinlandsprodukt ist zwar gegen-
über dem Vorjahreszeitraum noch gesunken, nach 
dem Tiefpunkt Ende des vergangenen Jahres hat es 
aber von Quartal zu Quartal jeweils einen Zuwachs 
von 0,3% gegeben. Die zyklische Wende wurde 
damit vollzogen. Allerdings bleiben die mageren 
Zuwächse selbst hinter den geringen Erwartungen 
in den meisten Prognosen zurück. Die Inlands-
nachfrage hat im Frühjahr leicht angezogen, das 
Vertrauen der Konsumenten und Investoren in den 
Aufschwung ist jedoch noch nicht gefestigt. Vor 
allem aber weisen wichtige Frühindikatoren der 
Konjunktur wie die Auftragseingänge in der In-
dustrie und die Geschäftserwartungen der gewerb-
lichen Wirtschaft nicht mehr auf eine deutliche 
Kräftigung des Aufschwungs im zweiten Halbjahr 
hin. Frühestens im Schlussquartal wird sich das 
Wachstum beschleunigen. Im Durchschnitt dieses 
Jahres wird das Bruttoinlandsprodukt wie im Vor-
jahr nur um 0,6% zunehmen und damit um drei 
zehntel Prozentpunkte weniger als vom IWH im 
Sommer veranschlagt.1 
Verantwortlich für die Korrektur der Prognose 
sind Änderungen in einigen Rahmenbedingungen. 
So fehlt der Weltwirtschaft im Gefolge der Ver-
langsamung des wirtschaftlichen Wachstums in 
den USA und im Euroraum der erwartete Schwung, 
daher entwickeln sich die Exporte aus Deutschland 
flacher. Außerdem haben sich die weltpolitischen 
                                                       
1  Vgl. ARBEITSKREIS KONJUNKTUR: Konjunktur 2002 
und 2003: Achillesferse Investitionstätigkeit, in: IWH, 
Wirtschaft im Wandel 10/2002, S. 279 ff. 
Risiken erhöht, und die Vertrauenskrise auf den Fi-
nanzmärkten dauert wider Erwarten an. Deshalb ist 
auch die Übertragung der an sich schon geringen 
Auslandsimpulse auf die inländische Nachfrage 
gestört. Zudem erreicht die wirtschaftliche Schwä-
che aus dem vergangenen Jahr erst jetzt voll den 
Arbeitsmarkt und dämpft den Konsum der privaten 
Haushalte. Außerdem trüben die anhaltenden Ver-
mögensverluste auf den Aktienmärkten die Stim-
mung der Konsumenten ein und beschränken ihr 
Ausgabeverhalten. Unter der Schwäche im Wachs-
tum der Exporte und des Konsums leiden die Ab-
satz- und Ertragsaussichten der Investoren. Hinzu 
kommen auch hier die negativen Wirkungen des 
Verfalls der Aktienkurse, wodurch die Finanzie-
rungsmöglichkeiten von Investitionen beeinträch-
tigt werden. 
Die Aussichten auf Besserung der Konjunktur 
bestehen trotzdem fort. Unter der Annahme, dass 
ein Krieg mit dem Irak vermieden werden kann 
oder seine wirtschaftlichen Folgen in engen Gren-
zen gehalten werden, wird der Aufschwung in der 
Weltwirtschaft nach Überwindung der derzeitigen 
Konjunkturschwäche in den USA wieder an Dyna-
mik gewinnen. Aufgrund der rückläufigen Infla-
tionsgefahren in der Europäischen Währungsunion 
ist mit einer baldigen Zinswende jetzt nicht mehr zu 
rechnen, sodass die expansiven Wirkungen der 
Geldpolitik auch im nächsten Jahr anhalten dürften. 
Allerdings wird die Finanzpolitik – wie bislang er-
wartet – mit der Verschärfung des Konsolidie-
rungskurses der öffentlichen Haushalte konjunktu-
relle Bremsspuren hinterlassen. 
Die Finanzpolitik hat die Herausforderungen 
der Flutkatastrophe angenommen und ein Hilfs-
paket aufgelegt, das im Großen und Ganzen kon-
junkturneutral wirken dürfte.2 Die Mehreinnahmen 
aus den steuerlichen Maßnahmen werden über die 
öffentlichen Haushalte zur Beseitigung der Flut-
schäden weitgehend nachfragewirksam. Allerdings 
dürfte der Vorgriff auf den Hilfsfonds die Defizit-
quote im laufenden Jahr leicht erhöhen. Die Ober-
grenze im Stabilitäts- und Wachstumspakt von 3% 
wird aber vor allem wegen der strukturellen Fehl-
entwicklungen im Haushalt und wegen der Kon-
junkturschwäche überschritten. Im nächsten Jahr 
wird die Defizitquote auf 2,2% zurückgehen. Ein 
                                                       
2  Vgl. LUDWIG, U.; BRAUTZSCH, H.-U.: Die Hochwasser-
katastrophe und das Sozialprodukt in Deutschland, in die-
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„nahezu ausgeglichener“ öffentlicher Gesamthaus-
halt im Jahr 2004 wird immer unwahrscheinlicher. 
Anregungen auf das Wachstum des Bruttoin-
landsprodukts werden im Jahr 2003 von allen 
Nachfrageaggregaten ausgehen. Wegen der steuer-
lichen Finanzierung des Aufbau-Hilfsfonds zur 
Beseitigung der Flutschäden wird zwar den Priva-
ten Einkommen entzogen, und deshalb wird der 
Konsum der privaten Haushalte deutlich langsamer 
zulegen als bislang prognostiziert. Dafür erhalten 
die Anlageinvestitionen einen temporären Schub. 
Denn der Mittelzuwachs aus öffentlichen und pri-
vaten Quellen von geschätzt 10  Milliarden Euro 
dürfte die Verdrängung privater Investitionen durch 
die Verschiebung der zweiten Stufe der Steuer-
reform und die vorübergehende Anhebung der 
Körperschaftsteuer weit überwiegen. Insgesamt 
werden die Investitionen in Ausrüstungen und 
Bauten im nächsten Jahr die Wende zum Plus voll-
ziehen. Das Bruttoinlandsprodukt wird im Ver-
gleich zum laufenden Jahr um 2,3% steigen, und 
das Wachstum wird überwiegend von der Inlands-
nachfrage kommen. Dies zieht einen kräftigen An-
stieg der Importe nach sich, sodass trotz zuneh-
mender Exporte der Wachstumsbeitrag der Au-
ßenwirtschaft fällt. 
Die konjunkturelle Wende wird erst im kom-
menden Jahr am Arbeitsmarkt ankommen. Die Er-
werbstätigkeit wird sich um knapp 200 000 Perso-
nen auf nahezu 39  Millionen erhöhen. Der Be-
schäftigungsaufbau wird sich allerdings auf West-
deutschland konzentrieren. Die Arbeitslosenzahl wird 
die Vier-Millionen-Marke wieder unterschreiten. 
Sonderentwicklung in Ostdeutschland 
Die Flutkatastrophe wirkt zwar deutschlandweit 
konjunkturneutral, aufgrund der Schadenskonzent-
ration auf Sachsen und Sachsen-Anhalt gleichen 
sich Verluste und Impulse für die ostdeutsche 
Wirtschaft aber nicht aus. Die Produktionsausfälle 
lassen die bislang schon geringen Wachstums-
erwartungen  für dieses Jahr gänzlich schwinden. Der 
Mitteleinsatz zur Beseitigung der Schäden wird die 
Produktion jedoch ab dem Schlussquartal anregen. 
Die Zerstörung von Produktions- und Dienst-
leistungsanlagen entlang der Elbe und ihrer Zu-
flüsse hat die wirtschaftlichen Aktivitäten in diesem 
Sommer deutlich beeinträchtigt. In den am meisten 
betroffenen Regionen Sachsens und Sachsen-An-
halts muss deshalb von Abstrichen am Wachstum 
in diesem Jahr ausgegangen werden. Da sich in 
Ostdeutschland die wirtschaftliche Aktivität bereits 
vor dem Hochwasser schwächer als prognostiziert 
Tabelle: 
Gesamtwirtschaftliche Eckdaten der Prognose des 
IWH für Deutschland in den Jahren 2002 und 2003 
  2001 2002 2003 
  reale Veränderung  gegen-
über dem Vorjahr in % 
Private Konsumausgaben  1,5  -0,2  1,7 
Staatskonsum  0,8 1,0 1,0 
Anlageinvestitionen -5,3  -4,0  3,0 








 Bauten  -6,0  -2,8  1,2 
Inländische Verwendung  -0,8  -0,5  2,9 
Exporte  5,0 2,7 8,5 
Importe 1,0  -0,3  11,0 
Bruttoinlandsprodukt  0,6 0,6 2,3 
dar.: Ostdeutschland
a*  -0,1 0,0 3,5 
Nachrichtlich:  USA  0,3 2,4 3,3 
  Euroraum  1,5 1,0 2,4 
  Veränderung  gegenüber 
dem Vorjahr in % 
Tariflöhne je Stunde  2,0  2,7  2,9 
Effektivlöhne je Stunde  1,9  2,7  2,9 
Lohnstückkosten
b  0,7 1,3 1,0 








  in 1 000 Personen 
Erwerbstätige (Inland)
c  38 917  38 774  38 965 
  Westdeutschland**  33 096  33 036  33 225 
  Ostdeutschland*  5 821  5 738  5 740 
Arbeitslose
c  3 852  4 022  3 908 
  Westdeutschland**  2 592  2 752  2 664 
  Ostdeutschland*  1 259  1 270  1 244 
  in % 
Arbeitslosenquote
d  9,0 9,4 9,1 
  Westdeutschland**  7,3 7,7 7,4 
  Ostdeutschland*  17,8 18,1 17,8 









a Der Wachstumsverlust wegen der Flutkatastrophe wurde für das Jahr 
2002 ohne Aufholeffekte und Impulse aus Reparaturarbeiten u. ä. auf 
0,3 Prozentpunkte und der Wachstumsgewinn infolge des Mittelein-
satzes zur Beseitigung der Flutschäden im Jahr 2003 auf zwei Pro-
zentpunkte geschätzt. – 
b Berechnungen des IWH auf Stundenbasis. – 
c Einschließlich der geförderten Personen in herkömmlichen Arbeitsbe-
schaffungs- und Strukturanpassungsmaßnahmen. – 
c Nationale Defini-
tion. – 
d  Arbeitslose in % der Erwerbspersonen (Inland). – *  Ohne 
Berlin. – ** Mit Berlin. 
Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des IWH; ab 
2002: Prognose des IWH (Stand: 04. Sept. 2002). Wirtschaft im Wandel 12/2002  353
entwickelt hatte und sich auch die Aussichten nur 
wenig aufhellten, ist für das Jahr 2002 allenfalls 
noch mit Stagnation zu rechnen. Die Wachstums-
verluste von geschätzt 0,3 Prozentpunkten werden 
in den restlichen Monaten dieses Jahres nicht von 
den Aufholeffekten und den Anregungen aus dem 
Hilfsfonds für die Flutopfer aufgewogen werden 
können. 
Insgesamt werden von der Aufbauhilfe öffent-
liche und private Bauinvestitionen von geschätzt 
8,6 Mrd. Euro angestoßen. Das Gros wird im Jahr 
2003 produktionswirksam, und es wird von ost-
deutschen Anbietern und ihren Zulieferern in der 
Industrie und im Dienstleistungssektor realisiert 
werden. Der Bauwirtschaft hilft dies jedoch nur 
vorübergehend aus der Misere. Nach dem Ausklin-
gen des Auftragsschubs wird der Abbau der Über-
kapazitäten weitergehen.  
Die Wiederherstellung der zerstörten Maschi-
nen und Ausrüstungen der Betriebe wird dagegen 
weitgehend zu Aufträgen und Produktion im In-
vestitionsgütergewerbe außerhalb Ostdeutschlands 
führen. Das gilt auch für den Ersatz der durch die 
Fluten beschädigten Ausstattungsgüter der privaten 
Haushalte. Wenn für rund die Hälfte der zur Besei-
tigung der Flutschäden mobilisierten öffentlichen 
und privaten Mittel ostdeutsche Produktions- und 
Dienstleistungsbetriebe Aufträge erhalten, bedeutet 
die zusätzliche Produktion einen regionalen Wachs-
tumsimpuls von zwei Prozent im Jahr 2003. Insge-
samt dürfte dann das Bruttoinlandsprodukt im Os-




Die Hochwasserkatastrophe und das Sozialprodukt in Deutschland 
Die Flut an Elbe, Donau und deren Nebenflüssen 
hat materielle Schäden in Milliardenhöhe hinter-
lassen. Die Schätzungen belaufen sich auf 15 Mil-
liarden Euro und mehr. Infrastrukturanlagen wie 
Straßen, Schienenwege, Brücken und Deiche wur-
den zerstört, Produktionsbetriebe, Handelsgeschäfte 
und Dienstleistungseinrichtungen beschädigt, Wohn-
gebäude und Hausrat in Mitleidenschaft gezogen. 
Bei der Ermittlung der Auswirkungen dieser Schä-
den auf das Bruttoinlandsprodukt stehen jedoch 
nicht die Verluste an diesen Vermögensbestand-
teilen im Blickpunkt, sondern ihre Folgen für die 
wirtschaftliche Leistung, d. h. für die laufende und 
künftige Produktion. 
Als der umfassendste Indikator für die wirt-
schaftliche Leistung der Bewohner einer Region 
galt viele Jahrzehnte das Bruttosozialprodukt. Seit 
den neunziger Jahren wird an dessen Stelle sein 
Kernstück, das Bruttoinlandsprodukt, als Messlatte 
bevorzugt. Es entspricht dem Wert aller Waren und 
Dienstleistungen, die in einem bestimmten Zeitab-
schnitt in der Region erzeugt, aber nicht wieder in 
derselben Periode im regionalen Produktionspro-
zess verbraucht werden. Im Jahr 2001 betrug es für 
die Region Deutschland rund 2 Billionen Euro. 
Die Produktionsausfälle infolge der Flut sind 
bislang nicht genau bekannt und müssen deshalb 
geschätzt werden. Laut den ersten Übersichten   
waren in Sachsen 10 000 Betriebe und in Sachsen-
Anhalt rund 2  000 Betriebe direkt vom Hoch- 
wasser betroffen. Das entspricht bei rund 
400  000  Betrieben in Ostdeutschland 3% des ge-
samten Bestandes. Einige von ihnen, darunter vor 
allem kleine Handelsbetriebe und Dienstleistungs-
stätten, haben Totalschaden genommen. Andere, 
darunter große Industriebetriebe, blieben in Takt 
und mussten die Produktion „nur“ unterbrechen, 
da sie durch das Hochwasser vom Umland abge-
schlossen waren. Nach dem Abfluss des Hochwas-
sers können deshalb die einen Betriebe sofort wie-
der produzieren, andere können dies erst nach ei-
ner gewissen Zeit, wenn die verschmutzten Anla-
gen gereinigt, die Schäden repariert oder die zer-
störten Teile durch neue ersetzt worden sind. Ei-
nige Unternehmer werden auch aufgeben. Vor dem 
Hintergrund der großen Solidaritätswelle mit den 
Flutopfern und der schnellen finanziellen Hilfen 
der öffentlichen Hand kann wohl mit nicht gerin-
ger Wahrscheinlichkeit angenommen werden, dass 
die überwiegende Mehrheit der Unternehmer schnell 
wieder Mut fassen und die Zahl der Betriebsaufga-
ben klein bleiben wird. Der Produktionsausfall 
wird daher mit 1,5  Monaten im Durchschnitt je 
betroffenen Betrieb veranschlagt. Dabei ist auch 
berücksichtigt, dass einige Aufträge an von der 
Katastrophe verschonte Produzenten, Händler oder 
Dienstleister umgelenkt werden, in der Region 
Ostdeutschland insgesamt also nicht als Produk-
tionsausfall zu Buche schlagen müssen. Die Pro-
duktionsausfälle entsprechen einem Verlust an Wirtschaft im Wandel 12/2002  354
Wertschöpfung von rund einer ¾ Milliarde Euro in 
Ostdeutschland. Hochgerechnet auf alle Regionen 
mit Flutschäden sind das 1  Milliarde entgangene 
Wertschöpfung. Dies entspricht 0,05% des deut-
schen Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2001. Dieser 
rechnerisch geringfügige kontraktive Effekt erreicht 
damit eine Größenordnung, die im Unschärfe-
bereich makroökonomischer Berechnungen liegt. 
Die Flut wirkt deshalb in diesem Jahr auf Deutsch-
land insgesamt konjunkturneutral. Für Ostdeutsch-
land gilt diese Aussage nicht, da sich die Produk-
tionsausfälle auf die Länder Sachsen und Sachsen-
Anhalt konzentrieren. Sie bedeuten einen Verlust 
an Bruttoinlandsprodukt für diese Länder von 
0,9% in Sachsen und an 0,3% in Sachsen-Anhalt. 
Zur Beseitigung der Flutschäden sind von der 
Bevölkerung Millionenbeträge an Euro gespendet 
worden, und es wurde von der öffentlichen Hand 
mit dem Fonds Aufbauhilfe ein Hilfsprogramm   
in Höhe von 7,1 Milliarden Euro aufgelegt. Dazu 
kommen Umschichtungen im Verkehrsetat in Höhe 
von 1 Mrd. Euro, Einsparungen in den öffentlichen 
Haushalten, Mittel aus dem Strukturfonds der Eu-
ropäischen Union in Höhe von 1,2 Milliarden Euro, 
der Schadenersatz durch die Versicherungen und 
Investitionsausgaben, die bei privaten Haushalten 
für den Wohnungsbau und bei Unternehmen für 
den Ersatz zerstörter und beschädigter Maschinen, 
Ausrüstungen und Gebäuden mobilisiert werden. 
Damit können einschließlich der Umschichtungen 
und Einsparungen in den öffentlichen Haushalten 
geschätzt 13,5 Milliarden Euro zur Beseitigung der 
Flutschäden an Elbe und Donau und deren Neben-
flüssen eingesetzt werden. Bei dieser Größenord-
nung stellt sich die Frage, ob dieser Mitteleinsatz 
nicht einen entsprechend kräftigen Produktionsan-
stoß auslöst, der die lahmende Konjunktur auf Trab 
bringen kann. Schließlich sind allein die aus öffent-
lichen Quellen bereitgestellten Mittel in Höhe von 
9,8  Mrd. Euro eine nicht unbeträchtliche Summe, 
auch wenn sie „nur“ knapp 0,5% des Bruttoinlands-
produkts und 1% der Ausgaben des Gesamthaus-
halts vom Jahr 2001 entspricht. 
Nicht alle öffentlichen Ausgaben sind jedoch 
zusätzlicher Natur. Abzusetzen sind bei der Fest-
stellung der Auswirkungen auf das Bruttoinlands-
produkt alle Umschichtungen und Einsparungen in 
den öffentlichen Haushalten. Diese Gelder wären 
auch ohne Hochwasserkatastrophe ausgegeben wor-
den und dürften sich auf zwei Milliarden Euro be-
laufen. Dann bleiben 7,8 Milliarden Euro, die zu-
sätzlich an öffentlichen Mitteln an die Flutopfer 
ausgereicht werden können. Die genaue Verwen-
dung dieser Aufbauhilfen ist nicht bekannt, sodass 
auch hier eine Schätzung vorgenommen werden 
muss. Eine knappe Milliarde dürfte direkt den pri-
vaten Haushalten für den Ersatz der beschädigten 
Möbel und Raumtextilien, Waschmaschinen, Kühl-
schränke, Rundfunk- und Fernsehgeräte, Telefon-
anlagen, mit einem Wort, der Ausstattungsgegen-
stände der Haushalte, zugute kommen. Knapp 
7  Milliarden  Euro werden wohl als Finanzhilfen 
für gewerbliche Anlageinvestitionen oder als Mit-
tel für öffentliche Bauinvestitionen zur Behebung 
der Schäden am privaten und öffentlichen Kapital-
stock verwendet. 
Den staatlichen Hilfen hinzuzufügen sind die 
privaten Spenden für die Flutopfer und der Scha-
densausgleich durch die Versicherungen, aber auch 
die Mobilisierung privaten Kapitals für Investitio-
nen. Wird von einem Eigenanteil an der Finanzie-
rung des Wohnungsbaus von 50%, des Wirtschafts-
baus und der Beschaffung von Ausrüstungsgütern 
von 30% ausgegangen, dann kommen zu den öf-
fentlichen Investitionsausgaben noch 3 Milliarden 
Euro aus privaten Quellen. Dies bedeutet einen In-
vestitionsaufwand von insgesamt knapp 10 Milli-
arden Euro, darunter 8,6 Milliarden Euro für Bau-
investitionen. Die von den öffentlichen und privaten 
Quellen zur Beseitigung der Flutschäden zusätzlich 
angestoßene Nachfrage richtet sich damit zu 85% 
auf Investitions- und zu 15% auf Konsumgüter. 
Zusätzliche Ausgaben zur Wiederherstellung 
der von der Flut zerstörten Infrastruktur und Be-
triebsanlagen der Unternehmen, zur Schadensbe-
seitigung an den Wohn- und Wirtschaftsgebäuden 
sowie nicht zuletzt an den Ausstattungsgegenstän-
den der privaten Haushalte bedeuten in der Tat zu-
nächst vor allem auch neue Nachfrage an Investi-
tions- und Konsumgütern und damit einen Impuls 
für die Wirtschaft. Allerdings bliebe eine solche 
Betrachtung einseitig, solange die Beschaffung der 
erforderlichen öffentlichen Mittel außer acht gelas-
sen wird. Hier spricht das „Flutopferhilfegesetz“ 
eine klare Sprache: die öffentlichen Ausgaben wer-
den über Steuern finanziert, und zwar durch die 
Verschiebung der für das Jahr 2003 geplanten 
Stufe der Steuerreform und die Erhöhung der Kör-
perschaftsteuer um 1,5%. Steuerfinanzierung be-
deutet aber zugleich Einkommensentzug bei den 
Privaten. Gegenüber der derzeitigen Lage lässt sich 
dies zwar bis auf die Anhebung der Körper-
schaftsteuer im Wesentlichen nicht beobachten, 
aber im Vergleich mit der geplanten steuerlichen 
Besserstellung im nächsten Jahr schon. Die zu-
sätzlichen Staatsausgaben sind also nicht zum Wirtschaft im Wandel 12/2002  355
Tabelle:  
Nettoeffekt des öffentlichen und privaten Mitteleinsatzes zur Behebung der Flutschäden* 
 Produktionswert  Bruttowert- 
schöpfung 
Erwerbstätige 
  Direkter und indirekter Effekt 
  Mio. Euro  Mio. Euro  1 000 Personen 
Erzeugnisse des Verarbeitenden Gewerbes  







Bauleistungen 7  070  3  070  91,3 
Handels- und Verkehrsleistungen  -270  -100  -9,5 
















Insgesamt 11  170  4  880  113,0 
* Saldo zwischen den Wirkungen des Mitteleinsatz zur Behebung der Flutschäden und den entgangenen Konsumeffekten infolge der Verschiebung 
der nächsten Stufe der Steuerreform.  
Quelle:  Statistisches Bundesamt, Input-Output-Tabelle 2000; Input-Output-Rechnungen des IWH. 
Nulltarif zu haben. Deshalb muss der expansive 
Effekt der Ausgabenerhöhung mit dem kontrakti-
ven Effekt der Einkommensminderung der Priva-
ten verglichen werden, um per saldo auf den kon-
junkturellen Impuls schließen zu können. Exakt 
berechnen kann man diese Effekte nicht, wohl aber 
wenigstens über die Nachfrageseite abschätzen. 
Die expansiven Effekte lassen sich näherungs-
weise bestimmen, wenn die Ausgaben – wie oben – 
den absehbaren investiven und konsumtiven Zwe-
cken zugeordnet werden. Bei den kontraktiven 
Effekten müssen plausible Annahmen getroffen 
werden. So kann man von den für 2003 geplanten 
steuerlichen Entlastungen der privaten Haushalte 
und Unternehmen ausgehen und eine nach Steuer-
senkungen übliche, etwas stärkere Sparneigung un-
terstellen als zuletzt beobachtet. Dann ist bei den 
Mindereinkommen der Privaten durch die Ver-
schiebung der nächsten Stufe der Steuerreform und 
die Erhöhung der Körperschaftsteuer mit einem 
kontraktiven Nachfrageeffekt beim Konsum in 
Höhe von 4,9 Milliarden Euro zu rechnen. Die 
schädlichen Wirkungen der verschobenen Reform-
stufe und die Anhebung der Körperschaftsteuer auf 
das Angebotsverhalten der Akteure lassen sich 
schwer quantifizieren und bleiben hier ausge-
klammert. Per saldo ist der kontraktive Effekt beim 
privaten Konsum geringer, da auch die Beseitigung 
der Flutschäden Konsumausgaben einschließt. Der 
Nettoeffekt bleibt negativ, beträgt aber nur noch 
3,2 Milliarden Euro. Dem steht ein expansiver Ef-
fekt bei den Investitionen in Höhe von geschätzt 
knapp zehn Milliarden Euro gegenüber. Die von 
der Beseitigung der Flutschäden per saldo ange-
stoßene zusätzliche Nachfrage beläuft sich auf 
rund 6,5   Mrd. Euro. Das sind 0,3% des Brutto-
inlandsprodukts von 2001. Auch eine solche Grö-
ßenordnung befindet sich noch im Unschärfebe-
reich makroökonomischer Berechnungen. Von ei-
nem Konjunkturprogramm für Deutschland kann 
nicht die Rede sein.  
Nicht alle Ausgaben werden im Inland produk-
tionswirksam, ein Teil fließt in die Käufe von Im-
portgütern. Beim Konsum ist die Importquote im 
Durchschnitt kleiner als beim Kauf von Ausrüs-
tungsgütern für Investitionen, bei Bauinvestitionen 
ist sie vernachlässigbar gering. Daraus ergibt sich 
neben dem Niveau- ein Struktureffekt für die inlän-
dische Produktion. Die Umlenkung der Einkommen 
von den Privaten zum Staat bewirkt strukturelle 
Umschichtungen der Nachfrage zwischen Konsum 
und Investitionen und hat von daher verschiedene 
Wirkungen auf die einzelnen Produktions- und 
Dienstleistungszweige in der Wirtschaft. Da sich 
die in die Schadensbeseitigung einbezogenen Pro-
duktions- und Dienstleistungsbereiche auch nach 
der Arbeitsintensität unterscheiden, ergeben sich 
mit den sektoralen Produktionseffekten zugleich 
verschiedene Beschäftigungseffekte.  
Der Impuls aus dem Einsatz der öffentlichen und 
privaten Mittel zur Behebung der Flutschäden hat 
einen klaren Gewinner, das Baugewerbe. Ange-
nommen, alle Ausgaben werden im nächsten Jahr 
produktionswirksam, dann werden hier rund 90 000 Wirtschaft im Wandel 12/2002  356
Arbeitsplätze gesichert, allerdings befinden sich 
darunter auch Eigenleistungen der privaten Haus-
halte, Nachbarschaftshilfe und Schwarzarbeit. Nur 
ein Teil des Effekts kommt deshalb letztlich den 
Bauunternehmen zugute, wenn auch der größte. 
Klare Verlierer sind die Hersteller von Verbrauchs-
gütern, der Handel, das Gastgewerbe, der Verkehrs-
sektor und die Anbieter privater konsumnaher 
Dienstleistungen. Verantwortlich dafür ist der Ent-
zug von Einkommen bei den privaten Haushalten 
durch die Verschiebung der für 2003 geplanten 
Steuererleichterungen. Gewinner sind auch die Er-
zeuger von Gebrauchs- und Investitionsgütern, von 
industriellen Vorleistungsgütern vor allem für die 
Bau- und Ausrüstungsinvestitionen sowie die An-
bieter von unternehmensnahen Dienstleistungen. 
 
Udo Ludwig (Udo.Ludwig@iwh-halle.de) 
Hans-Ulrich Brautzsch  
(Hans-Ulrich.Brautzsch@iwh-halle.de) 
Gestiegenes Risikopotenzial für Finanzkrisen in Mittel- und Osteuropa: 
Gegenmaßnahmen dämpfen Konjunkturaufschwung 
Das Risikopotenzial für eine Finanzkrise stieg zu-
letzt in einigen wichtigen mittel- und osteuropäi-
schen Ländern (Polen, Ungarn, Tschechien, Slo-
wakei) deutlich an. Wirtschaftspolitischer Hand-
lungsbedarf besteht vordringlich in einer Korrek-
tur der derzeit noch expansiv angelegten Fiskal-
politik. Davon sind für das Jahr 2003 dämpfende 
Impulse für den konjunkturellen Aufschwung zu 
erwarten. Positive Impulse werden dagegen von 
einem Anziehen der westeuropäischen Konjunktur 
gegen Ende des Jahres 2002 für die Exporte der 
Unternehmen in Mittel- und Osteuropa ausgehen. 
Die gesamtwirtschaftliche Wachstumsrate wird im 
Jahr 2003 mit rund 4% etwas höher ausfallen als 
im laufenden Jahr. Dafür ist im Wesentlichen die 
russische Wirtschaft verantwortlich, die ebenfalls 
von der westeuropäischen Konjunkturbelebung 
profitieren wird. Im Jahr 2002 wird das Wachstum 
in der Region mit 3% deutlich geringer ausfallen 
als noch im Jahr zuvor. 
Risikopotenzial stark gestiegen 
Das mit Hilfe der IWH-Frühwarnindikatoren ge-
messene Risikopotenzial für Währungs- und Ban-
kenkrisen (Finanzkrisen) ist in einigen wichtigen 
mittel- und osteuropäischen Ländern deutlich ge-
stiegen.3 Eine wesentliche Ursache für den Anstieg 
war die Wachstumsabschwächung in Westeuropa, 
aber auch inländische Faktoren spielten in einigen 
                                                       
3  Zur Methodik des Signalansatzes als Frühwarnsystem vgl. 
BRÜGGEMANN, A.; LINNE, T.: Die Bestimmung des 
Risikopotenzials von Finanzkrisen anhand eines Frühwarn-
indikatorensystems – Eine Untersuchung der EU-Beitritts-
kandidatenländer und ausgewählter Staaten Mittel- und 
Osteuropas. Schriften des IWH, Bd. 13. Nomos Verlags-
gesellschaft, Baden-Baden, 2002.  
Ländern eine dominierende Rolle. Insgesamt ver-
festigte sich damit der in den vorangegangenen 
Untersuchungen konstatierte Anstieg des Risiko-
potenzials.4  
Seit der Jahresmitte 2001 nahm die Intensität 
der Signale, gemessen an der Abweichung der Werte 
der einzelnen Variablen vom kritischen Schwel-
lenwert, zu. Dies galt besonders für die Indikatoren 
„Industrieproduktion“ und „Exporte“. Häufige Sig-
nale gingen vom Budgetsaldo, den Devisenreser-
ven und den Geldmengenindikatoren (M2-Multi-
plikator, Verhältnis von M2 zu den Devisenreser-
ven) aus. Während der Rückgang bei der Industrie-
produktion und den Exporten im Wesentlichen auf 
exogene Faktoren zurückzuführen war, deuteten 
die Signale des Indikators „Budgetsaldo“ auf haus-
gemachte Probleme hin. Besonders in Ungarn, 
Polen, Tschechien und der Slowakei war die Fis-
kalpolitik expansiv ausgerichtet. 
Gleichwohl war die Entwicklung des Anfällig-
keitsniveaus in den Ländern unterschiedlich: Das 
Risikopotenzial ging im Betrachtungszeitraum in 
den baltischen Ländern sowie in Bulgarien, Rumä-
nien und Slowenien zurück. In diesen Ländern 
stützte die private Nachfrage die Konjunktur. Zu-
dem fiel der Rückgang der Exporte geringer aus 
als in den anderen Ländern. Hingegen war eine 
deutliche Zunahme des Risikopotenzials im Ver-
gleich zu den vorangegangenen Untersuchungen in 
Polen, Ungarn, der Slowakei und Russland zu ver-
zeichnen. Polen und Ungarn wiesen in der elf 
                                                       
4  Vgl. hierzu BRÜGGEMANN, A.; LINNE, T.: Weiterhin 
hohes Risikopotenzial für Finanzkrisen in mehreren mittel- 
und osteuropäischen Ländern, in: IWH, Wirtschaft im 
Wandel 1/2002, S. 23-29. Wirtschaft im Wandel 12/2002  357
Tabelle:  
Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Arbeitslosenquote in Mittel- und Osteuropa 
 Gewicht  Bruttoinlandsprodukt  Verbraucherpreise  Arbeitslosenquote 
  (BIP)  Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %  in % 
  in  %  2001 2002 2003 2001 2002 2003  2001  2002  2003 
Polen  24,7  1,0 0,8 3,0 5,5 3,5 3,5 16,2 18,0 17,5 
Tschechien  8,0  3,3 3,0 3,5 4,7 3,0 3,5  8,6  8,0  7,5 
Ungarn  7,3  3,8 3,2 3,8 9,2 6,0 6,0  5,7  5,5  5,5 
Rumänien  5,6  5,3 3,5 4,2  32,9  25,0  20,0  6,5 11,0 10,0 
Slowakei  2,9  3,3 3,0 3,3 7,3 4,0 3,5 18,3 18,0 17,5 
Slowenien  2,6  3,0 3,0 3,8 8,4 7,5 6,5  6,4  5,5  5,0 
Bulgarien  1,9  4,0 3,5 4,0 7,4 5,0 4,0 18,9 19,0 18,0 
Mitteleuropa
a  52,9  2,5 2,1 3,4 9,1 6,3 5,7 12,1 13,7 13,1 
Estland  0,8  5,0 4,0 5,0 5,7 5,0 4,0 12,6 12,0 11,0 
Lettland  1,1  7,6 5,0 6,0 2,5 2,0 2,0 13,0 12,0 11,0 
Litauen  1,7  5,9 4,0 4,5 1,3 1,0 1,0 17,0 15,0 14,0 
Baltische Länder
























Russland  43,6  5,0 4,0 5,0  21,6  16,5  15,0  8,9  8,0  7,0 
Mittelosteuropa
a  100,0  3,7 3,0 4,2  14,3  10,6 9,6 10,2 10,2  9,4 
a Summe der aufgeführten Länder. Bruttoinlandsprodukt und Verbraucherpreise gewichtet mit dem Bruttoinlandsprodukt von 2001 in US-Dollar; 
Arbeitslosenquote standardisiert und gewichtet mit der Zahl der Erwerbspersonen von 2001. 
Quellen: Angaben nationaler und internationaler Institutionen; 2002 und 2003: Prognose des IWH. 
 
Länder umfassenden Stichprobe das höchste Risi-
kopotenzial auf. In Polen war nach wie vor die 
Hochzinspolitik der Nationalbank wesentlich für 
den Anstieg des Risikopotenzials verantwortlich. 
Die Nationalbank setzte die Zinspolitik ein, um 
eine Abwertung des Złoty zu verhindern. Die ho-
hen Realzinsen führten allerdings auch zu einer 
deutlichen Abschwächung der privaten Kredit-
nachfrage und einem höheren Budgetdefizit. In 
Ungarn schlug sich der seit der zweiten Jahres-
hälfte 2001 zu verzeichnende Anstieg des Budget-
defizits negativ im Risikoindikator nieder. Die 
Nationalbank reagierte auf die Ausweitung der 
staatlichen Nachfrage mit Zinserhöhungen. Dies 
führte zu einer Verschlechterung der monetären 
Indikatoren im Frühwarnsystem. 
In Ungarn und der Slowakei zeichnete sich so-
gar ein ähnlicher Konflikt zwischen einer expansiv 
angelegten Fiskalpolitik und der gegensteuernden 
Geldpolitik ab, wie er in Polen seit 1998 anhält. 
Dies wird voraussichtlich die weitere wirtschaft-
liche Entwicklung beeinträchtigen. In den kom-
menden Monaten ist mit einer weiteren Verschlech-
terung des Indikators „Budgetsaldo“ in beiden 
Ländern zu rechnen. Schon das derzeitige Niveau 
des Risikopotenzials deutet auf dringenden wirt-
schaftspolitischen Handlungsbedarf hin. Eine Kon-
solidierung der öffentlichen Haushalte ist wahr-
scheinlich und im Hinblick auf den mittelfristig 
anstehenden EU-Beitritt auch unumgänglich. Die-
se Maßnahme wirkt kurzfristig nachfragedämpfend 
und wird im Jahr 2003 den positiven Impulsen aus 
der Belebung der Exporte entgegenstehen. 
Deutliche Konjunkturabschwächung in diesem 
Jahr 
Im ersten Halbjahr dieses Jahres hat sich das Wirt-
schaftswachstum in fast allen Ländern der Region 
stärker als noch zu Beginn des Jahres erwartet ab-
geschwächt. Für die Prognose des IWH für das Jahr 
2002 ergibt sich daraus nur noch eine Zunahme 
des realen Bruttoinlandsprodukts in Mitteleuropa 
und dem Baltikum von 2,2% (vgl. Tabelle).  
Ursächlich für die deutliche Konjunkturabschwä-
chung waren vor allem die dämpfenden Effekte der 
anhaltend schwachen Konjunktur in den wichtigs-Wirtschaft im Wandel 12/2002  358
Abbildung 1: 
Entwicklung der kumulierten
a Exporte in US-Dol-
lar der mitteleuropäischen und baltischen Länder 
sowie Russlands in die Europäische Union 










































  Mitteleuropa und Baltikum   Russland
IWH 
a  Verglichen wird immer ein Zeitraum vom Januar bis zum Monat x 
mit dem entsprechenden Zeitraum des Vorjahres. 
Quelle: WIIW-Datenbank, Eurostat, Berechnungen des IWH. 
ten Handelspartnerländern. In den ersten Monaten 
dieses Jahres gingen die Einnahmen der Region 
Mitteleuropa/Baltische Länder aus den Exporten in 
die Europäische Union gegenüber den entspre-
chenden Vorjahresperioden sogar leicht zurück 
(vgl. Abbildung 1). 
Träger des Wirtschaftswachstums in den mittel- 
und osteuropäischen sowie den baltischen Ländern 
war die Inlandsnachfrage, darunter insbesondere 
die Anlageinvestitionen und der private Verbrauch. 
Letzterer basierte vor allem auf starken Einkom-
menszuwächsen der privaten Haushalte. Die pri-
vate Nachfrage wurde in Ungarn und Tschechien 
durch eine expansive Fiskalpolitik gestützt. So tru-
gen in Ungarn die Anhebung von Gehältern im öf-
fentlichen Dienst, Steuersenkungen für Unterneh-
men und staatlich geförderte Bauprogramme zur 
Entwicklung der Binnenkonjunktur bei. In beiden 
Ländern setzte die konjunkturelle Belebung bereits 
gegen Ende des ersten Quartals 2002 ein; es zeich-
nete sich ein Anziehen der Industrieproduktion ab. 
In Polen stellte sich die Situation hingegen anders 
dar. Die Hochzinspolitik der Nationalbank hatte 
bereits im Vorjahr über eine nahezu stagnierende 
Inlandsnachfrage eine markante konjunkturelle Ab-
schwächung zur Folge. Die schrittweisen Zins-
senkungen der polnischen Nationalbank im ersten 
Halbjahr diesen Jahres hatten noch keine Auswir-
kungen auf das Investitionsverhalten der Unter-
nehmen. Positive Impulse kamen hingegen von 
den Exporten, die im zweiten Quartal 2002 anzo-
gen. 
In Slowenien, der Slowakei, Bulgarien und den 
baltischen Ländern gingen stimulierende Effekte 
vom privaten Konsum auf die Konjunktur aus. In 
diesen Ländern zeichnete sich auch eine Belebung 
der Industrieproduktion ab. In Russland hingegen 
schwächte sich der Produktionsanstieg aufgrund 
des schlechten weltwirtschaftlichen Umfeldes bis 
in das erste Quartal 2002 hinein ab. Verantwortlich 
hierfür waren vor allem der Rückgang der Erdöl-
preise und eine geringere Energienachfrage in 
Westeuropa. Zudem beeinträchtigte die reale Auf-
wertung des Rubel gegenüber dem US-Dollar und 
dem Euro die Wettbewerbsfähigkeit russischer 
Anbieter auf den internationalen Märkten. Weiter-
hin kräftig wuchsen jedoch der private Verbrauch 
und die Investitionen. Bei einer Fortsetzung dieses 
Trends wird die russische Wirtschaft im Jahr 2002 
real um rund 4% zulegen. Da Russland das größte 
Gewicht bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt in 
Mittel- und Osteuropa besitzt, wird der Anstieg der 
wirtschaftlichen Aktivität in dieser Region in die-
sem Jahr etwa 3% betragen. Dies entspricht im 
Wesentlichen der Frühjahrsprognose, obwohl in 
Mitteleuropa die Konjunkturabkühlung stärker aus-
fiel als ursprünglich erwartet. 
Die Inflation ging im vergangenen Jahr, bedingt 
durch eine geringere Zunahme der Nahrungsmit-
telpreise und sinkende Erdölpreise, in fast allen 
Ländern zurück. Dieser Trend hielt auch in der 
ersten Hälfte diesen Jahres an. Im weiteren Verlauf 
des Jahres 2002 und im Jahr 2003 wird der Preis 
für Erdöl vor dem Hintergrund einer wachsenden 
Energienachfrage in Westeuropa anziehen, mit Auf-
triebstendenzen für die Inflation. Auch die expan-
sivere Fiskalpolitik einiger Regierungen wird preis-
treibende Wirkungen auslösen. Der Rückgang der 
Inflationsrate wird deswegen insbesondere in Un-
garn, Polen und der Slowakei im Jahr 2003 weni-
ger stark ausfallen als in diesem Jahr. In Tschechien 
wird der Preisauftrieb 2003 sogar leicht zunehmen, 
weil die tschechische Nationalbank im Unterschied 
zu den anderen Nationalbanken auf absehbare Zeit 
nicht zinspolitisch tätig werden wird.  
Belebung der wirtschaftlichen Aktivität  
erfolgt erst allmählich 
Der Prognose für das Jahr 2003 liegt die Annahme 
zugrunde, dass sich das weltwirtschaftliche Um-
feld im späteren Verlauf des Jahres  2002, insbe-
sondere in den Vereinigten Staaten, allmählich er-
holen wird. Dann dürfte gegen Ende des Jahres 
2002 auch die Nachfrage aus Westeuropa nach Gü-
tern aus den mittel- und osteuropäischen Ländern Wirtschaft im Wandel 12/2002  359
Abbildung 2: 
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Anmerkung: Ein Anstieg des Indikators bedeutet eine Erhöhung des Risikopotenzials für eine Finanzkrise. 
Quelle: WIIW Datenbank; Berechnungen des IWH. 
zulegen. Positive Impulse des Außenhandels für die 
Konjunktur werden sich allerdings erst im Verlauf 
des Jahres 2003 zeigen. Demgegenüber werden von 
einer voraussichtlich restriktiveren Fiskalpolitik 
dämpfende Effekte auf das Wirtschaftswachstum in 
einigen Ländern ausgehen. Das Bruttoinlandsprodukt 
wird in Mitteleuropa und dem Baltikum im Jahr 
2003 insgesamt real um 3,5% steigen. Damit würde 
die Wachstumsabschwächung im Jahr 2002 im 
nächsten Jahr jedoch nicht vollständig kompensiert 
werden. In Russland5 besteht im Gegensatz zu den 
                                                       
5  Zur detaillierten Prognose der Konjunkturaussichten der 
russischen Wirtschaft vgl. GOROKHOVSKIJ, B.; 
KÄMPFE, M.: Die wirtschaftliche Lage Russlands. Neun-
zehnter Bericht, in: IWH-Sonderheft 1/2002. 
wichtigsten mittel- und osteuropäischen Ländern 
kein fiskalischer Konsolidierungsbedarf, der den 
konjunkturellen Aufschwung dämpfen könnte. Nach 
einem Anstieg des Wirtschaftswachstums von etwa 
4% im Jahr 2002 dürfte es 2003 im Zuge der welt-
wirtschaftlichen Erholung mit 5% sogar etwas 
kräftiger ausfallen. Insbesondere die Entwicklung in 
Russland wird dazu beitragen, dass das Wirt-
schaftswachstum der gesamten Region mit 4,2% 
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Effekte eines beschleunigten Ausbaus der Verkehrsinfrastruktur  
in Ostdeutschland – Das Beispiel der A 72 Chemnitz-Leipzig 
In den neuen Ländern sind im Vergleich zu den 
alten Ländern noch immer bedeutende Infrastruk-
turrückstände zu verzeichnen. Im Hinblick auf die 
Verbesserung der Standortqualität ostdeutscher 
Regionen gilt es die entsprechenden Nachteile zü-
gig zu überwinden. Vor diesem Hintergrund ist zu 
erwarten, dass eine beschleunigte Realisierung 
von Infrastrukturprojekten zusätzliche Wachs-
tumsimpulse auslöst. Dies hat das IWH am Bei-
spiel des geplanten Neubaues der Autobahn A 72 
Chemnitz-Leipzig empirisch belegt. 
Nach ursprünglicher Planung des Bundes soll 
nur eine Teiltrasse der A  72 von 9  km bis 2006 
fertiggestellt werden. Die Analysen zeigen, dass 
bei einer vorgezogenen Inbetriebnahme der Ge-
samttrasse ein beträchtlicher Wachstumsschub im 
mitteldeutschen Raum zu erwarten ist, d. h. in den 
von der A 72 tangierten und in den weiter davon 
entfernt gelegenen Landkreisen und Kreisfreien 
Städten. Nach Schätzungen des IWH können bei-
spielsweise die Industrieinvestitionen im Kreis-
durchschnitt in einer Periode von zwei Jahren um 
etwa 7% ansteigen. Ähnliche hohe Werte wurden 
für die Beschäftigung und den Umsatz berechnet. 
Je eher die Gesamttrasse gebaut wird, um so frü-
her können die Wachstumsimpulse ausgelöst wer-
den. Bei der Inbetriebnahme der Teiltrasse sind 
hingegen keine nennenswerten Wachstumseffekte 
zu erwarten.  
Relevanz eines beschleunigten Ausbaus der  
Verkehrsinfrastruktur  
Der Verkehrsinfrastruktur einer Region wird eine 
besondere Wachstums- und Standortbedeutung ein-
geräumt.6  Danach kann eine Verbesserung der 
Verkehrsanbindung die Produktivität der privaten 
Faktoren erhöhen und zusätzliche Investitionen 
auslösen. Das lässt sich mit dem Wirksamwerden 
des zusätzlichen Inputs „Infrastruktur“ in der re-
gionalen Produktionsfunktion erklären. Dieser er-
weitert die Produktionsmöglichkeiten; die Produk-
tivität des Kapital- und Arbeitseinsatzes erhöht 
sich. Ein mehr oder minder stark ausgeprägter po-
sitiver Einfluss der Infrastruktur auf das Wachstum 
                                                       
6  Näheres in KOMAR, W.; KROLOPP, E.; RAGNITZ, J.: Re-
gionale Effekte von Infrastrukturinvestitionen – Das Beispiel 
der Bundesautobahn A 72 Chemnitz-Leipzig, Studie im 
Auftrag des Sächsischen Staatsministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit. IWH-Sonderheft 2/2002. Halle, S. 6 ff. 
und die Produktivität wurde durch eine Reihe von 
Studien empirisch belegt.7 
Sind in einer Region Defizite der Verkehrsinf-
rastruktur zu verzeichnen, können sich durch deren 
Beseitigung die Standort- und Wachstumsbedin-
gungen verbessern. So löst der Neubau von Ver-
kehrswegen, etwa der einer Autobahn, einen infra-
strukturbedingten Wachstumsschub aus. Je eher die 
Autobahn gebaut und in Betrieb genommen wird, 
um so früher treten die Wachstumsimpulse ein. Da 
der Entwicklungsrückstand der neuen Länder nicht 
unerheblich auf die vergleichsweise schlecht aus-
gebaute Verkehrsinfrastruktur zurückzuführen ist, 
kann durch einen beschleunigten Aus- und Neubau 
von Verkehrswegen der wirtschaftliche Aufhol-
prozess begünstigt werden. 
Gerade für die Verkehrsinfrastruktur in Ost-
deutschland besteht trotz bisher umfangreicher Bau-
maßnahmen und spürbarer Ausbaufortschritte noch 
immer hoher Nachholbedarf, sodass hier Investi-
tionen relativ starke zusätzliche Wachstumseffekte 
auslösen können. Nach Schätzungen des Deut-
schen Institutes für Wirtschaftsforschung wird der 
Kapitalstock der Länder- und Gemeindestraßen in 
den ostdeutschen Flächenländern im Jahr 2005, 
also im Jahr des Inkrafttretens des Solidarpaktes II, 
pro Einwohner erst bei ca. 61% des westdeutschen 
Wertes liegen.8 Für den Kapitalstock der ostdeut-
schen Bundesstraßen und -autobahnen ergibt sich 
für das Jahr 2005 ein Abstand von ca. 84% bzw. 
85% des westdeutschen Niveaus.9 
Auch bei Erreichbarkeitsindikatoren von Re-
gionen, die im Gegensatz zu Kapitalstockindikato-
ren die Qualität (das Leistungsvermögen) und 
nicht die Quantität der Infrastrukturausstattung in 
den Vordergrund rücken, sind relevante Abstände 
zwischen Ost- und Westdeutschland zu verzeich-
nen. Entsprechende Kenngrößen sind Fahrzeiten 
zu bedeutenden Wirtschaftsräumen (Agglomera-
tions- bzw. Stadtverdichtungsräumen) oder zu An-
                                                       
7  Vgl. PFÄHLER, W.; HOFMANN, U.; BÖNTE, W.: Does 
Extra Public Infrastructure Capital Matter? An Appraisal of 
Empirical Literature. Finanzarchiv, Bd. 53, 1996, S. 68 ff. 
8  Vgl. VESPER, D.: Zum infrastrukturellen Nachholbedarf 
in Ostdeutschland, in: DIW-Wochenbericht 20/01. 
9  Berechnung des IWH auf der Basis von Prognosedaten des 
DIW. Vgl. KUNERT, U.; LINK, H.: Prognose des Ersatz-
bedarfes für die Bundesverkehrswege bis zum Jahr 2020. 
Beiträge zur Strukturforschung, Heft 187/2001. Berlin. Wirtschaft im Wandel 12/2002  361
schlüssen des überregionalen Verkehrs (etwa zum 
nächsten Autobahnanschluss). Nach Angaben des 
Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung lag 
beispielsweise die mittlere PKW-Fahrzeit zu den 
nächsten drei Kernen von Agglomerationsräumen 
im Durchschnitt aller ostdeutschen Kreise im Jahr 
1999 um etwa ein Drittel über dem westdeutschen 
Wert. Das ist vor allem auf das noch nicht entspre-
chend ausgebaute Straßennetz (fehlende Ortsum-
gehungen, zu geringere Dichte des Fernstraßennet-
zes) und den nicht befriedigenden Straßenzustand 
zurückzuführen.10 Die Lage dürfte sich erst verän-
dern, wenn weitere (noch nicht fertiggestellte bzw. 
nicht begonnene) Projekte realisiert und die Stra-
ßenqualität verbessert werden. 
Nach Berechungen des IWH, in denen die Aus-
stattung der Verkehrsinfrastruktur in den neuen 
Ländern mit Erreichbarkeitsindikatoren (Fahrzei-
ten zum nächsten Autobahnanschluss) abgebildet 
wurde, lassen sich etwa 10% des Produktivitäts-
rückstandes des Verarbeitenden Gewerbes Ost-
deutschlands durch Ausstattungsunterschiede der 
Straßeninfrastruktur erklären.11 
Ziel und Bereich der Untersuchung 
Angesichts der wirtschaftlichen Relevanz der 
Verkehrsinfrastruktur wird im Folgenden geprüft, 
welche Wachstumsimpulse ein Vorziehen von 
später (nach 2004) geplanten Verkehrsprojekten in 
Ostdeutschland auslösen kann. Am Beispiel des 
Neubaues der Bundesautobahn A  72 Chemnitz-
Leipzig wird untersucht, welche regionalen Effekte 
infolge einer vorzeitigen Inbetriebnahme der Ge-
samttrasse im mitteldeutschen Raum entstehen 
können. Es geht also nicht um die Frage, ob die 
A 72 überhaupt gebaut werden soll bzw. ob etwa 
andere Verkehrsobjekte (Infrastrukturprojekte) volks-
wirtschaftlich wichtiger sind. Die exemplarische 
Untersuchung zielt ausschließlich darauf ab, die 
zusätzlichen regionalen Wachstumsimpulse zu 
quantifizieren, die in der Nutzungsphase der neuen 
A 72 entstehen und die bei einer vorzeitigen Inbe-
triebnahme eher wirksam werden können.12  
                                                       
10 Näheres hierzu in KOMAR, W.: Ostdeutsche Verkehrs-
infrastruktur: Weiterhin hoher Investitionsbedarf, in: IWH, 
Wirtschaft im Wandel 5/2000, S. 130 ff. 
11 Vgl. RAGNITZ, J.; MÜLLER, G.; WÖLFL; A. u. a.: Pro-
duktivitätsunterschiede und Konvergenz von Wirtschafts-
räumen – Das Beispiel der neuen Länder. IWH-Sonderheft 
3/2001, Halle, S. 154 ff. 
12  Die während des Infrastrukturbaues entstehenden nach-
fragebedingten zeitweiligen Effekte werden nicht analy-
siert, weil das eigentliche Ziel des Infrastrukturausbaues in 
Mit dem Bau der A  72 sollen die Ballungs-
räume Leipzig-Halle und Chemnitz-Zwickau durch 
eine Autobahn direkt verbunden werden, indem 
die vorhandene A 72, die von Bayern (Hof) aus bis 
in den Raum Plauen-Zwickau-Chemnitz reicht, 
vom Oberzentrum Chemnitz bis zum Oberzentrum 
Leipzig weitergeführt wird (vgl. Abbildung). Die 
etwa 9 km lange Teiltrasse von Chemnitz bis Nie-
derfrohna soll bis 2006 errichtet werden. Für die 
etwa 31 km lange Strecke von Niederfrohna bis 
Borna Süd ist der Baubeginn und die Fertigstel-
lung noch offen. Ab Borna Süd ist vorerst vorge-
sehen, die bis 2003 zu errichtende Umgehung 
Borna und die schon existierende vierspurige Bun-
desstraße B 95 bis Leipzig in das Fernstraßennetz 
einzugliedern. 
Das Investitionsvolumen der kompletten Auto-
bahn wird mit etwa 423 Mio. Euro, das der Strecke 
von Niederfrohna bis Borna Süd mit etwa 
205  Mio.  Euro beziffert. Weil die Teiltrasse von 
Chemnitz nach Niederfrohna nur lokale Verkehrs-
verbesserungen und damit lediglich geringe wirt-
schaftliche Effekte zur Folge hätte, ist der Freistaat 
Sachsen daran interessiert, dass die Strecke Nie-
derfrohna-Borna Süd bereits bis zum Jahr 2006 
fertiggestellt wird. Vor diesem Hintergrund haben 
der Freistaat Sachsen und die Städte Leipzig und 
Chemnitz mittlerweile mit dem Bund vereinbart, 
sich an der Finanzierung der Teilstrecke Nie-
derfrohna-Borna Süd zu beteiligen. 
Das hier betrachtete Untersuchungsgebiet (im 
Folgenden als „regionales Einzugsgebiet der A 72“ 
bezeichnet) umfasst Landkreise und Kreisfreie 
Städte, die nach Berechnungen des IWH durch 
Fahrzeitverkürzungen bei Transporten im mittel-
deutschen Raum infolge der Nutzung der vollstän-
dig ausgebauten A  72 wirtschaftlich profitieren 
können.13 Die Abbildung zeigt die betreffenden 
Landkreise und Kreisfreien Städte. Dazu zählen 
neben den Kreisen und Kreisfreien Städten, durch 
welche die A 72 verläuft, auch weiter davon ent-
fernte Kreise und Kreisfreie Städte. Nach den Be-
rechnungen des IWH wird sich z. B. die mittlere 
PKW-Fahrzeit zu den nächsten drei Agglomera-
tionskernen im Durchschnitt aller Kreise um etwa 
9% verkürzen. Für an der Trasse gelegene Kreise 
sind mit 14% höhere Reduzierungen zu erwarten 
                                                                                     
der Verbesserung der Leistungsfähigkeit (der Standort-
attraktivität der Region) und nicht in der Erzielung von 
Konjunktureffekten besteht. 
13 Die Berechnungen wurden mit einem digitalisierten Ver-
kehrsnetz durchgeführt. Vgl. KOMAR, W.; KROLOPP, E.; 
RAGNITZ, J., a. a. O., S. 24 ff. Wirtschaft im Wandel 12/2002  362
Abbildung: 
Trasse der A 72 und in die Analyse einbezogene Landkreise und Kreisfreie Städte 
IWH 
Quelle: Darstellung des IWH. 
als für weiter entfernt gelegene Kreise (6%). ln 
Einzelfällen können aber auch für abgelegene 
Kreise große Zeitersparnisse eintreten, so für die 
Landkreise Stollberg (20%), Aue/Schwarzenberg 
(13%) und Annaberg (12%). 
Zusammenhänge zwischen Verkehrsanbindung 
und Wachstumsindikatoren 
Zunächst wurde auf der Basis von graphischen 
Darstellungen und Regressionsanalysen geprüft, 
ob Zusammenhänge zwischen der Verbesserung 
der Verkehrsanbindung und Indikatoren des Wirt-
schaftswachstums für Kreise des Einzugsgebietes 
der A 72 existieren. Die Grundlage hierfür bildeten 
die zuvor ermittelten Fahrzeiten von ausgewählten 
kreisangehörigen Gemeinden (in der Regel mit ei-
ner Größe von mehr als 4 000 Einwohnern) zu den 
nächsten Kernstädten von Agglomerations- bzw. 
Stadtverdichtungsräumen. Dabei werden die Kern-
städte als Zentren von Beschaffungs- und Absatz-
märkten bzw. Siedlungsräumen angesehen, zu de-
nen bzw. von denen aus Güter- und Personentrans-
porte stattfinden. Je nach räumlicher Lage der 
Kreise und dem zu ermittelnden Erreichbarkeits-
indikator fungierten die Städte Leipzig, Dresden 
und Chemnitz als Kerne von Agglomerationsräu-
men und zusätzlich die Städte Halle, Zwickau, 
Gera und Jena als Kerne von Stadtverdichtungs-
räumen. Die Einbeziehung weiterer Verdichtungs-
räume war nicht notwendig, da sich deren Erreich-
barkeit durch den Bau der A 72 nicht spürbar ver-
ändert. Als Wachstumsindikatoren für das Ein-
kommen bzw. die Beschäftigung standen auf der 
Ebene der Kreise Daten der amtlichen Betriebssta-
tistik für die Industrie (den Bergbau und das Ver-
arbeitende Gewerbe) zur Verfügung, u. a. die In-
vestitionen, der Umsatz und die Beschäftigten. 
Die geschätzten Regressionsbeziehungen zwi-
schen Fahrzeiten und Investitionen bzw. Umsatz 
pro Beschäftigten lassen auf einen positiven Ein-
fluss einer verbesserten Verkehrsanbindung auf 
das Wachstum und die Produktivität schließen. Die 
negativen Anstiege der entsprechenden Kurven 
deuten darauf hin, dass eine Fahrzeitverkürzung 
Wachstumsimpulse auslösen kann. Allerdings er-
wiesen sich die berechneten Koeffizienten der 
Schätzfunktionen als nur schwach signifikant. Zu-
dem war der Erklärungsgehalt der Beziehungen zu 
gering.14 Offensichtlich ist der Umfang der Stich-
                                                       
14 Dieser wurde mit dem Bestimmtheitsmaß gemessen, das 
den Anteil der Streuung des Regresssanden (Investitionen Wirtschaft im Wandel 12/2002  363
probe zu klein (27 Landkreise und Kreisfreie Städte 
im Einzugsgebiet der A 72), um belastbare Ergeb-
nisse erzielen zu können. Deswegen wurden die 
Schätzungen auf alle ostdeutschen Kreise und 
Kreisfreien Städte erweitert und hierfür Daten aus 
früheren Analysen herangezogen.15 Die ermittelten 
Zusammenhänge zwischen den Fahrzeiten und In-
vestitionen bzw. Umsätzen pro Beschäftigten sind 
deutlich stärker ausgeprägt. Wie zu erwarten war, 
zeigten die Analysen aber auch, dass Unterschiede 
der Investitionen, des Umsatzes und der Beschäfti-
gung zwischen den Kreisen nicht allein durch die 
Variation der Erreichbarkeitsindikatoren erklärt 
werden können. 
Wachstumsimpulse 
Im Hinblick auf die Abschätzung der Wachstums- 
und Beschäftigungseffekte werden nunmehr wei-
tere Variablen in die Analyse einbezogen. Das wird 
im Folgenden am Beispiel der Investitionen näher 
dargestellt. Als weitere erklärende Variable bieten 
sich auf der Kreisebene u. a. an: das Arbeitskräfte- 
und Humankapitalangebot, das technologische 
Wissen, das Gewerbeflächenangebot, Agglomera-
tionsvor- bzw. -nachteile, die Ausstattung mit So-
zial-, Bildungs-, Kultur- und Freizeiteinrichtungen. 
Ferner kann die Kapitalintensität der Produktion 
eine Rolle spielen, die u.  a. auch von der Bran-
chenstruktur beeinflusst wird. So dürfte in Kreisen 
mit hohem Anteil kapitalintensiver Branchen mehr 
investiert werden und umgekehrt. Darüber hinaus 
sind weitere Brancheneinflüsse zu beachten. Bei-
spielsweise dürften in Regionen mit hohem Besatz 
an Zweigen mit günstigen Markt- und Ertrags-
chancen (Wachstumsbranchen) höhere Investitio-
nen zu beobachten sein, als in entsprechend 
schwächeren Regionen. 
Zur Quantifizierung des Einflusses der Ver-
kehrsanbindung und weiterer Variablen auf die In-
vestitionen wurden verschiedene Modellspezifika-
tionen analysiert. Unter den datentechnisch reali-
sierbaren Varianten wurde die beste Schätzgüte 
mit einer Funktion erzielt, die sich auf alle ostdeut-
                                                                                     
bzw. Umsatz pro Beschäftigten) angibt, der sich formal auf 
den Regressor (die Fahrzeiten) zurückführen lässt. 
15 Vgl. DIETRICH, V.; RAGNITZ, J.; ROTHFELS, J. u. a.: 
Wechselbeziehungen zwischen Transfers, Wirtschafts-
struktur und Wachstum in den neuen Bundesländern – 
Abschlußbericht. IWH-Sonderheft 1/1998, S. 178 ff. sowie 
RAGNITZ, J.; MÜLLER, G.; WÖLFL, A. u. a.: Produk-
tivitätsunterschiede und Konvergenz von Wirtschaftsräu-
men – Das Beispiel der neuen Länder. IWH-Sonderheft 
3/2001, S. 166 ff.  
schen Kreise einschließlich der Kreise im Einzugs-
gebiet der A 72 und auf eine Periode von zwei Jah-
ren bezieht (vgl. Kasten). Danach hängen die In-
vestitionen in den Kreisen signifikant ab von  
–  der mittleren Fahrzeit zu den nächsten drei Ag-
glomerationskernen, 
–  dem Umsatz pro Beschäftigen des Bergbaues 
und Verarbeitenden Gewerbes, 
–  dem Kreisbesatz mit Verarbeitendem Gewerbe, 
–  der Kreisgröße. 
Hinweise zu den einbezogenen Variablen enthält 
der Kasten.16 Die berechneten Koeffizienten der 
Funktion sind als Elastizitäten zu interpretieren. 
Der Wert von -0,764 für die Variable F3AR, be-
sagt, dass die Investitionen im Kreisdurchschnitt in 
einer Periode von zwei Jahren um etwa 0,8% an-
steigen können, wenn sich die Fahrzeit zu den 
nächsten drei Agglomerationskernen um ein Pro-
zent verkürzt, etwa durch den Neubau der A 72. 
Auch für den Umsatz und die Beschäftigung 
wurden verschiedene Schätzansätze untersucht; die 
Gleichungen mit den besten Güteparametern sind 
im Kasten aufgeführt. Die Gleichungen (1), (2) 
und (3) bilden somit die Grundlage für die Berech-
nung von Veränderungen der Investitions-, Um-
satz- und Beschäftigungsniveaus in den Kreisen 
des Einzugsgebietes der A 72. Diesbezüglich wur-
den die Ergebnisse einer Basisvariante (vorhande-
nes Straßennetz ohne A 72) einer Variante gegen-
übergestellt, bei der die A 72 vollständig existiert 
(Variante „Gesamttrasse“) und die berechneten 
Zeitersparnisse zu den nächsten drei Agglomera-
tionskernen wirksam werden können. Danach er-
gibt sich ein bedeutsamer Anstieg der Industrie-
investitionen. Die berechnete Niveauerhöhung, die 
sich auf den Kreisdurchschnitt und auf eine Pe-
riode von zwei Jahren bezieht, liegt bei etwa 7,2% 
(vgl. Tabelle). Für die Teiltrasse bis Niederfrohna 
wurde erwartungsgemäß keine nennenswerte 
Niveauveränderung ermittelt (0,1%). 
Die geschätzte Niveauveränderung für die Be-
schäftigung, die direkt auf die Verkürzung der 
Fahrzeit zurückgeführt werden kann, macht etwa 
3% aus. Darüber hinaus kann aber in der betrach-
teten Periode ein zusätzlicher Beschäftigungsim-
puls infolge der zusätzlichen Investitionen ausge-
löst werden. Dieser lässt sich abschätzen, indem in 
die Gleichung (2) neben der Fahrzeitreduzierung 
der zuvor mit der Gleichung (1) berechnete Wert 
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Kasten: 
Schätzergebnisse und Schätzgleichungen 
Gleichung (1): Abhängigkeit der Investitionen von den Fahrzeiten und weiteren erklärenden Variablen 
ln Ii = -0,764 ln F3ARi  + 0,458 ln UBi + 0,474 ln QVi +  0,299 ln (QBi*QFi) +  11,633 
  -3,486   2,218   2,870    4,871     4,482 (T-Statistik),  R
2 = 0,48. 
Die Koeffizienten der Funktion waren sämtlich auf einem Niveau von mindestens 5% signifikant 
I:  Investitionen des Bergbaus und des Verarbeitenden Gewerbes 1996-97 (in 1 000 DM), 
F3AR: Mittelwert der minimalen PKW-Fahrzeiten von Knotenpunkten des Kreises (Gemeinden) zu den nächsten 
drei Kernen von Agglomerationsräumen (in Minuten), 
UB:  Mittelwert Umsatz pro Beschäftigten des Bergbaus und Verarbeitenden Gewerbes 1996-97 (in DM), 
QV:  Mittelwert Kreisbesatz mit Verarbeitendem Gewerbe 1996-97 (Bruttowertschöpfung des Verarbeitenden 
Gewerbes zur gesamten Bruttowertschöpfung des Kreises, in %), 
QB:  Mittelwert des Beschäftigtenanteils des Kreises 1996-97 (Beschäftigte des Bergbaus und Verarbeitenden 
Gewerbes des Kreises zu den Gesamtbeschäftigten des Bergbaus und Verarbeitenden Gewerbes in Ost-
deutschland), 
QF:  Flächenanteil des Kreises (Kreisfläche zur Gesamtfläche Ostdeutschlands), 
i:  Index der Kreisfreien Städte und Landkreise in Ostdeutschland, i = 1 ... 113. 
Zu den einbezogenen Variablen: 
-  Die mittleren PKW-Fahrzeiten zu den nächsten drei Agglomerationskernen stehen für die Verkehrsverbin-
dungsgüte zu wichtigen Wirtschaftsstandorten.  
- Der Umsatz pro Beschäftigten (die Umsatzproduktivität) soll die Kapitalintensität der Produktion 
approximativ abbilden, weil diese wegen fehlender Daten nicht originär erfasst werden kann. Eine nähe-
rungsweise Erfassung über die Investitionen pro Beschäftigen ist nicht möglich, weil die Investitionen als 
Regressand in der Schätzgleichung abgebildet sind. Nach IWH-Analysen weisen Unternehmen mit hoher 
Kapitalintensität in der Regel höhere Umsatzproduktivitäten auf. 
-  Durch den Kreisbesatz an Verarbeitendem Gewerbe QV, gemessen am Anteil der Bruttowertschöpfung des 
Verarbeitenden Gewerbes an der Gesamtwertschöpfung des Kreises, soll der Einfluss von Synergieeffekten 
berücksichtigt werden. 
-  Der Einfluss der ungleichen Kreisgröße auf die Investitionshöhe wurde durch multiplikativ verknüpfte 
Beschäftigungs- und Flächenanteilskoeffizienten erfasst. Der Beschäftigungskoeffizient QB misst die Be-
schäftigten des Bergbaus und Verarbeitenden Gewerbes des Kreises in Relation zu den Gesamtbeschäftigten 
des Bergbaues und Verarbeitenden Gewerbes in Ostdeutschland. Der Flächenkoeffizient QF ist das Verhält-
nis von Kreisfläche zur Gesamtfläche Ostdeutschland. 
Gleichung (2): Abhängigkeit der Beschäftigung von den Fahrzeiten und weiteren erklärenden Variablen 
ln Bi = -0,315 ln F3ARi +   0,497  ln Ii + 0,148  ln EWDi + 3,819 
  -3,262     15,527    5,290    5,380    (T-Statistik),    R2 = 0,78. 
Die Koeffizienten der Funktion waren sämtlich auf einem Niveau von mindestens 5% signifikant 
B:  Beschäftigte des Bergbaus und Verarbeitenden Gewerbes 1996-97 (in Personen), 
EWD:  Mittelwert der Einwohnerdichte des Kreises 1996-97 (in Einwohner pro qkm Kreisfläche). 
Die Berücksichtigung der Investitionen wird mit deren besondere Bedeutung für die Beschäftigung begründet. 
Mit der Einwohnerdichte soll der Einfluss von Agglomerationen auf die Beschäftigung erfasst werden. Ein hoher 
Agglomerationsgrad ist zumeist mit einer hohen Ansammlung von Produktionsfaktoren verbunden, sodass Ag-
glomerationsvorteile beschäftigungsbegünstigend wirksam werden können und umgekehrt. 
Gleichung (3): Abhängigkeit des Umsatzes von den Fahrzeiten und weiteren erklärenden Variablen 
ln Ui =  -0,545  ln F3ARi + 0,362  ln IBi +  0,227  ln (QBi*QFi) +  15,787 
  -3,158    3,433    4,688    10,730    (T-Statistik),    R
2 = 0,42. 
Die Koeffizienten der Funktion waren sämtlich auf einem Niveau von mindestens 5% signifikant. 
U:  Umsatz des Bergbaus und des Verarbeitenden Gewerbes 1996-97 (in 1 000 DM), 
IB:  Mittelwert der Investitionen pro Beschäftigten des Bergbaus und Verarbeitenden Gewerbes 1996-97  
(in DM). 
Mit den Investitionen pro Beschäftigten soll die Sachkapitalausstattung näherungsweise erfasst werden. Nach 
Analysen des IWH weisen Unternehmen mit hoher Sachkapitalintensität einen hohen Umsatz auf und umgekehrt. Wirtschaft im Wandel 12/2002  365
der Investitionen eingesetzt wird. Unter Beachtung 
dieses zusätzlichen über die Investitionen ausge-
lösten Effektes der verbesserten Verkehrsanbin-
dung ergibt sich eine Erhöhung des Beschäftigungs-
niveaus um insgesamt ca. 6,9%. 
 
Tabelle: 
Niveauveränderungen von Wachstumsindikatoren 
in der Industrie infolge des Neubaues der A 72 
- im Kreisdurchschnitt des Einzugsgebietes um % - 






Erhöhung des Investitionsniveaus 
durch Fahrzeitreduzierungen  7,2  0,10 
Erhöhung des 
Beschäftigungsniveaus durch 
Fahrzeitreduzierungen  3,0  0,04 
Erhöhung des Beschäftigungs-
niveaus durch Fahrzeit-
reduzierungen und den damit 
verbundenen Investitionsanstieg  6,9  0,10 
Erhöhung des Umsatzes durch 
Fahrzeitreduzierungen  3,5  0,05 
Erhöhung des Umsatzes durch 
Fahrzeitreduzierungen und der 
damit verbundenen Erhöhung  
der Kapitalausstattung  6,8  0,08 
Quelle: Berechnungen des IWH. 
Der berechnete Niveauanstieg des Umsatzes in-
folge der Fahrzeitverkürzung beträgt 3,5%. In 
ähnlicher Weise wie bei den Beschäftigten wurde 
die zusätzliche Umsatzwirkung der verkehrsbe-
dingten Veränderung der Kapitalausstattung – ap-
proximiert durch den Quotienten von Investitionen 
zu den Beschäftigten – mit der Gleichung (3) be-
rechnet. Diese macht etwa 6,8% aus. Hierfür wur-
den die zuvor mit der Gleichung (1) ermittelten In-
vestitionen (infolge der Fahrzeitverkürzung) und 
die mit der Gleichung (2) ermittelten Beschäftigten 
(infolge der Fahrzeitverkürzung und des Investiti-
onsanstieges) herangezogen. Die betreffende Ni-
veauerhöhung des Umsatzes für die Inbetrieb-
nahme der Teiltrasse fällt wiederum sehr klein aus. 
Bei der Interpretation der Schätzergebnisse ist 
zu beachten: Der ermittelte Niveauanstieg gilt im 
Kreisdurchschnitt des Einzugsgebietes der A  72, 
was nicht ausschließt, dass es in anderen Gebieten 
zu Entzugseffekten kommt. Die realen Verände-
rungen in den einzelnen Landkreisen bzw. Kreis-
freien Städten des Einzugsgebietes streuen um den 
geschätzten Wert. Von der Niveauerhöhung in der 
Zweijahresperiode kann nicht auf die Veränderung 
im Zeitverlauf geschlossen werden. In nachfolgen-
den Perioden bzw. mit zunehmendem Zeithorizont 
dürften sich die infrastrukturbedingten Wachs-
tumsimpulse eher abschwächen. 
Fazit 
Das Beispiel der A 72 zeigt, dass eine verbesserte 
Verkehrsanbindung relevante Wachstums- und Be-
schäftigungsimpulse auslösen kann. Je früher das 
Autobahnprojekt realisiert wird, desto eher werden 
diese wirksam. Für sich genommen sprechen die 
Ergebnisse für den vorgezogenen Bau der gesam-
ten Trasse. Inwieweit die verkehrsbedingten Effekte 
tatsächlich eintreten, hängt letztlich auch von der 
Investitionsdynamik in der Wirtschaft ab. Je mehr 
die übrigen Rahmenbedingungen für Investitionen 
verbessert werden, um so eher können Wachs-
tumsimpulse infolge der Verbesserung der Ver-
kehrsinfrastruktur wirksam werden. 
 
Walter Komar  
(Walter.Komar@iwh-halle.de) 
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Abbildung 1:   Abbildung  2: 
Entwicklung der Geschäftslage im ostdeutschen 
Baugewerbe    Entwicklung der Geschäftsaussichten im ostdeut-
schen Baugewerbe 





































Antworten während der Flutkatastrophe
 
IWH 
Quelle:  IWH-Bauumfragen.    Quelle:  IWH-Bauumfragen. 
 
Ostdeutsches Baugewerbe im August 2002:  
Aussichten auf Beseitigung der Flutschäden heben Stimmung 
Im August 2002 stellt sich das Geschäftsklima im 
ostdeutschen Baugewerbe trotz struktureller Prob-
leme vergleichsweise freundlich dar. Obwohl die 
Auftragslage zuletzt wieder deutlich nachgegeben 
hatte, werden Geschäftslage und Geschäftsaus-
sichten durch die vom IWH regelmäßig befragten 
300 Unternehmen günstiger bewertet als vor Jah-
resfrist. Die Hoffnungen der Bauunternehmen rich-
ten sich auf Aufträge zur Beseitigung der Hoch-
wasserschäden. 
In den Bewertungen zum aktuellen Geschäfts-
klimas überlagern sich konjunkturelle Einflüsse 
und Sondereffekte aufgrund der Flutkatastrophe. 
Das zeigt sich deutlich an dem unterschiedlichen 
Antwortverhalten der Unternehmen in Abhängig-
keit vom Zeitpunkt der Befragung. So war die Ge-
schäftslage der vor der Flutkatastrophe befragten 
Unternehmen wieder auf das niedrige Niveau vom 
Vorjahr zurückgefallen. Das entspricht jüngsten 
amtlichen Konjunkturdaten, nach denen die Order-
tätigkeit im Bauhauptgewerbe saisonbereinigt wie-
der deutlich abwärtsgerichtet war, am stärksten im 
Wohnungsbau. Demgegenüber schätzen die wäh-
rend der Überschwemmung interviewten Unter-
nehmen ihre Geschäftslage günstiger ein als es die 
Nachfrage erwarten ließ und das, obwohl auch im 
IWH-Panel eine Reihe von Unternehmen direkt 
durch Schäden am Firmensitz oder indirekt über 
die Baustellen von der Naturkatastrophe betroffen 
war. Dieser Stimmungsumschwung kommt vor 
allem von den Hoch- und Ausbauunternehmen, de-
ren Geschäfte wegen der sofort einsetzenden In-
standsetzungsarbeiten schon zu diesem Zeitpunkt 
Impulse erhielten. Demgegenüber hat der Tiefbau 
aufgrund von Produktionsausfällen während der 
Unwetter einen leichten Dämpfer bekommen, gleich-
wohl fallen die Negativurteile hier wegen laufen-
der Großprojekte geringer aus als zuvor. 
Angesichts der hohen Flutschäden und des zu 
erwartenden Mitteleinsatzes zu deren Beseitigung 
ist die Abweichung nach oben bei den Geschäfts-
erwartungen noch deutlicher als bei der Lage. Von 
Impulsen gehen hier aber nur die Tief- und Aus-
bauunternehmen aus, bei Letzteren überwiegen 
dabei die Negativurteile noch deutlich. Im Hoch-
bau hält sich die Skepsis sogar auf dem niedrigen 
Niveau vom Vorjahr. Die zusätzlichen Bauaktivi-
täten werden sich weniger auf den Neubau als 
vielmehr auf die Instandsetzung und Sanierung im 
infrastrukturellen Bereich und im Gebäudebestand 
der betroffenen Regionen konzentrieren. Die nur 
leichte Aufhellung hängt wohl auch damit zusam-Wirtschaft im Wandel 12/2002  367
men, dass ein Großteil der Schadensbeseitigung an 
selbstgenutzten Wohngebäuden über Eigenleistung 
und Nachbarschaftshilfe der privaten Haushalten 
erfolgt und deshalb nicht bei den Baubetrieben an-
kommt. Alles in allem werden die zusätzlichen In-
vestitionen in diesem Jahr nicht einmal den zuletzt 
beobachteten Nachfrageeinbruch ausgleichen kön-
nen, im nächsten Jahr dürfte es aber wohl zu einem 
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  - in % der Unternehmen der jeweiligen Gruppe
a -       
Geschäftslage 
Baugewerbe insgesamt  11 11  9 30 29 34 48 41 40 11 19 17 -18  -19  -14 
Z w e i g e / S p a r t e n                   
Bauhauptgewerbe  10  9  8 31 33 37 46 40 36 13 18 19 -18 -16 -10 
darunter
b                  
Hochbau  13 10  8 31 32 36 44 36 35 12 22 22 -12  -16  -13 
Tiefbau  5  9  8 30 33 40 51 44 37 14 14 15 -30  -15 -4 
Ausbaugewerbe  14 15 12 28 22 27 49 43 48  9 20 14 -16  -26  -24 
Größengruppen                  
1  bis      19  Beschäftigte  17 13 15 22 28/  35 49 38 34 12 21 17 -23  -18 -2 
20  bis  249  Beschäftigte  11 12  8 31 29 31 47 40 43 10 20 19 -15  -19  -22 
250  und  mehr  Beschäftigte  0  0  0 43 33 80 43 67 20 14  0  0 -14  -33 60 
Statusgruppen                  
Bauindustrie                  
Privatisierte                  
Unternehmen  5 10  7 36 36 36 46 39 40 13 15 17 -18 -7  -14 
Neugründungen  7 10 10 24 28 37 58 47 34 11 15 19 -38  -24 -7 
Bauhandwerk  22 16  9 30 19 32 39 34 43  9 31 17  4  -31  -19 
Geschäftsaussichten 
Baugewerbe insgesamt  6 10  7 24 26 30 54 47 45 16 17 19  -40  -27  -28 
Zweige/Sparten                  
Bauhauptgewerbe  6  8  6 25 28 29 51 49 46 18 15 19  -39  -27  -29 
darunter
b                  
Hochbau  7 10  4 24 30 25 49 44 48 21 16 23  -39  -20  -42 
Tiefbau  3  6  9 27 26 38 56 55 41 14 13 12  -40  -37  -6 
Ausbaugewerbe  8 14  7 22 22 31 59 43 43 11 21 20  -40  -27  -25 
Größengruppen                  
1 bis   19 Beschäftigte  10 12  9 22 26 33 50 41 39 18 21 19  -35  -25  -15 
20  bis  249  Beschäftigte  6 11  6 24 25 24 53 49 52 17 16 18  -41  -29  -40 
250  und  mehr  Beschäftigte 0 0 0  29  50  80  71  50  20 0 0 0  -43  0 60 
Statusgruppen                  
Bauindustrie                  
Privatisierte                  
Unternehmen  1 10  7 27 29 32 60 52 44 12 10 16  -44  -23  -21 
Neugründungen  8 11  3 25 26 36 45 49 44 22 14 17  -34  -25  -21 
Bauhandwerk  8 10  7 23 24 26 52 33 47 17 33 21  -38  -31  -35 
a  Summe der Wertungen je Umfrage gleich 100 - Ergebnisse gerundet. –
 b  Hoch- und Tiefbau werden als Darunterposition ausgewiesen, da ein Teil 
der an der Umfrage beteiligten Unternehmen keiner dieser Sparten eindeutig zugeordnet werden kann. 
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